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Kanton Solothurn, Stadt/RegionOlten,
Niederamt, Thal/Gäu

«Jeder kennt jemanden, der ermordet wurde»
Nach demAngriff derHamas aus demGazastreifen erzählen drei vomKonflikt Betroffene, wie sie die Tage in Israel erleben.

Denise Donatsch

Die 63-jährige Myriam Levy
ringt am Telefon nach Worten.
Sie wirkt aufgewühlt und tief-
traurig. «Ich fühle mich ohn-
mächtig diesemGrauen gegen-
über.» Bis vor einer Woche
wardiebildnerischeKünstlerin,
deren Name ihre semitische
Abstammungverrät, selbstnoch
in Israel. Nichts habe auf die-
sen Angriff hingewiesen, alles
sei gewesenwie immer.

Zwei ihrerSöhneund ihrein-
jähriges Enkelkind leben dort;
einer inTelAviv, der andereeine
halbeStundevonderGrossstadt
entfernt. «Momentan sind die
Kindergärten und die Schulen
geschlossen, immer wieder
gibt es Alarm.» Und wenn die
Sirene ertöne, müsse man in
den nächsten Bunker fliehen.

Um dieser furchtbaren Si-
tuation zu entkommen und um
dem einjährigen Kind wieder
mehrRuheundAlltag bieten zu
können,habe sichder eineSohn
von Levy dazu entschieden, in
dieSchweiz zu reisen.Dies stellt
sich als nicht ganz einfach dar.
«Mein Sohn ist auf der Warte-
liste für einenFlugamDonners-
tag.» Ob dies jedoch klappt,
sei ungewiss. «Jeder und jede
in Israel kennt jemanden,derer-
mordet worden ist», so Levy.

Für sie steht auch fest, dass
der Konflikt nochmehr eskalie-
ren werde. Die momentane Si-
tuation sei mit früheren Angrif-
fenundUnruhendefinitiv nicht
zuvergleichen.Mit ihremMann,
den die Künstlerin in ihren
ZwanzigernnacheinemKibbuz-
Aufenthalt kennen und lieben
lernte, lebte Levy 35 Jahre lang
in Israel.Aufgewachsen ist sie in
Derendingen. Vor drei Jahren,
als ihr Vater pflegebedürftig
wurde, kehrte siemit ihremGat-
ten nach Solothurn zurück. Das
Ehepaar entschied sich, in der
Ambassadorenstadt zubleiben.

«Mein Mann ist stark invol-
viert in das Geschehen und in-
formiert sich laufend über die
Ereignisse in seiner Heimat.»
Siehingegenwürde sicheher zu-

rückhalten und sich auch
manchmal schützen vor den
schlimmen Neuigkeiten. Am
Schluss des Telefonats bleibt
nur noch die Stille. Denn über
all diese Grausamkeiten fehlen
ihr schlicht dieWorte.

Erversucht,Mauern
zudurchbrechen
Oliver Schneitter befindet sich
momentan mit seiner israeli-
schenFrauaufdenGolanhöhen,
welche an Syrien und Libanon
grenzen.Ebenfalls politischun-
ruhiges Gebiet. Dort zeige sich
die Lage jedoch einigermassen

entspannt. Grund für die Reise
nach Israel war das 50-jährige
Jubiläum der Universität Beth-
lehem im Westjordanland –
Schneitter ist Geschäftsführer
des Schweizer Vereins zur För-
derung dieser Universität.

«Für viele junge Erwach-
sene ist die Universität Bethle-
hem eine Oase des Friedens.
Hier können sie die politischen
und sozialen Spannungen in
ihrer Heimat ein wenig verges-
sen.»Soheisst es aufderHome-
page der Uni.

Nicht nur bei seinem Enga-
gement für die Universität wird

ersichtlich, dass Schneitter sich
für die Verbindung zwischen
verschiedenen Kulturen und
Religionen einsetzt. Er ist eben-
fallsGeschäftsführerdesVereins
«Naturkultur» mit Sitz in Lom-
miswil. «BuildingWallsBreaking
Walls» ist dasMottodesVereins,
welcher sich zum Ziel gesetzt
hat,Menschen ausKrisengebie-
ten wie Israel, Palästina oder
Nordirland zusammenzubrin-
gen. Gemeinsam bauen sie Tro-
ckenmauern auf undbestenfalls
innereMauern ab.

Schneitter selbst hat wäh-
rend seines Studiumsdrei Jahre

in Israel gelebt. Studiert hat er
Religionswissenschaften sowie
Judaistik. Auch er weiss aktuell
nicht, wann er wieder in die
Schweiz zurückkehren kann,
seinEasy-Jet-Flugwurdegecan-
celt. «Die Schweiz hat erst ein
Flugzeugnach Israel geschickt»,
das sei natürlich sofort voll ge-
wesen. Sonst passiere seitens
der Schweiz nichts, umdieLeu-
te zurückzuholen.

«Ich kenne die Mentalität
der Menschen in Israel, ich
weiss, was solche Konflikte mit
ihnen machen.» Schmerz und
Wut kämen auf und würden
alte Narrative in voller Wucht
zumLeben erwecken.

Wie es zu dieser Eskalation
kommenkonnte?«Ichhabeden
Eindruck, dass die israelische
Regierung schon seit geraumer
Zeit falsche Prioritäten gesetzt
unddenKampfgegendieHamas
vernachlässigt hat.» Schneitter
hofftnun,dassmöglichst schnell
humanitäre Hilfe zur Stelle sein
wird.

«AraberinnenundAraber
leidengenauso»
Der Solothurner Musiker Mike
Stocker wirkt nervös am Tele-
fon. Er befindet sich mit seiner
Partnerin in Israel. Die letzten
Tage habe sie viel Substanz ge-
kostet. Fotos aus IsraelmagSto-
cker keine schicken, da ihm die
Situation zunahegeht.AmFrei-
tagmorgen seien sie angekom-
men und vom Flughafen aus in
diedrittgrösste israelischeStadt
Haifa gereist. «Als amSamstag-
morgen – amShabbat, demwö-
chentlichen jüdischen Ruhetag
– die Angriffe losgingen, haben
wir noch geschlafen.»

InHaifa seiensieeinigermas-
sen sicher gewesen. Bis vom
Libanon Angriffe auf Israel ge-
startet wurden. Ständig seien
Kampfflieger und Kampfheliko-
pter inderLuft gewesen.Daauch
das Schweizerische Konsulat
dringenddazugeratenhabe, das
Landschnellstmöglich zuverlas-
sen, hätten sie sich auf denWeg
Richtung Tel Aviv begeben. Von
dort aus wollen die beiden am

kommenden Sonntag mit dem
Flugzeug zurück in die Schweiz
reisen. Bestätigt wurde der Flug
bis jetzt jedoch noch nicht.

Momentan lebt das Paar
beimVater vonStockersPartne-
rin in Pardes Channah-Karkur,
einer Stadt zwischen Haifa und
Tel Aviv. Dort sei esmomentan
ruhig,dennochhabe jedeeinzel-
ne Wohnung einen eigenen
SchutzraummitSchutzfenstern.
Die Menschen in Israel seien
sich Unruhen und Konflikte
seit Jahrzehnten gewohnt, aber
so schlimm wie jetzt sei es seit
50 Jahren nichtmehr gewesen.

Dies bezeugt auch der Vater
von Stockers Partnerin. Damals
wütete vom6. bis zum25.Okto-
ber 1973 der Jom-Kippur-Krieg.
ÄgyptenundSyriengriffenüber-
raschend Israel an. «Dass eine
Ausnahmesituation herrscht,
siehtmanauchanderMobilma-
chung des Militärs und daran,
dass in Israel der Kriegszustand
ausgerufenwurde.»

Ebenfalls hätten seine Part-
nerin und er von Freunden aus
dem Land schnell neue Infos
zum Geschehen bekommen,
teils auch Bilder, über die Sto-
cker gar nicht erst nachdenken
möchte. «Das Leben ist gerade
sehr belastend.» Die meiste
Zeitwürden sie inderWohnung
verbringen. Gross reisen könne
manmomentan sowieso nicht.

Das Problem sieht Stocker
bei komplett verblendeten
«Hardlinern»aufbeidenSeiten
derGrenzen.Verständnis fürdie
Menschen im Gazastreifen
könneernun jedochnichtmehr
aufbringen. «DieHamas haben
wahllos Menschen zerbombt.»
Ausbadenmüsse es wieder ein-
mal die Bevölkerung.

Besonders unverständlich
für Stocker: «In Haifa haben
wir friedlich mit Araberinnen
und Arabern zusammengelebt,
diese Menschen leiden genau-
so.» Auch der Schweiz gegen-
über empfindet der Drummer
einengewissenUnmut:«Ichfin-
de es falsch, dass die Schweiz
dieHamas immernochnicht als
Terrororganisation einstuft.»

Oliver Schneitter (3.v. l.) mit Studierenden der Universität Bethlehem. Bild: zvg

Myriam Levy. Bild: Bruno Kissling

Wer muss für die Behandlung herrenloser Katzen aufkommen?
Verwaltungsgericht weist Klage einer Tierklinik ab.

UrsMoser

Der Vorfall ereignete sich am
20.August 2022.Bei einerBus-
haltestelle in einer Gemeinde
im Solothurnischen war eine
offensichtlich schwer verletzte
Katze gefunden und von der
Polizei in eine Tierklinik ge-
brachtworden: Schädeltrauma,
Gaumenspalten- und Kiefer-
fraktur, so der Befund.

«Brombeeri», wie man das
nicht gechippteBüsi ohneHals-
band nannte, kam nach sofort
eingeleiteten lebensrettenden
MassnahmenundOperationen
wieder auf die Beine. Eine
rechtmässigeHalterin oder ein
Halter konnteabernicht ausfin-
dig gemacht werden. Wer also
sollte für die Kosten der Be-

handlung von «Brombeeri»
aufkommen?

Die Tierklinik war der Mei-
nung, dasGemeinwesenhabe sie
fürdenAufwandzumAufpäppeln
des Büsis zu entschädigen – mit
über 3000 Franken war dieser
dochbeträchtlich.DieGemeinde
winkte aber ab, der Fall landete
vor Verwaltungsgericht. Nüch-
tern juristisch betrachtet handelt
es sich bei der Frage, wer für das
Überlebenvon«Brombeeri»auf-
zukommen hat, um eine vermö-
gensrechtlicheStreitigkeit öffent-
lich-rechtlicher Natur zwischen
Privaten und einerGemeinde.

Keine tierschützerische
Verpflichtung
Vertreten durch den St.Galler
RechtsprofessorBrunoMascel-

lo, Mitbegründer der interna-
tional tätigen Tierschutzorga-
nisation NetAP (Network for
Animal Protection), machten
dieKlägergeltend,dieGemein-
de sei in ihrer Eigenschaft als
öffentliches Fundbüro und
aufgrund der Aufgabe zum
korrekten Vollzug des Tier-
schutzrechts verpflichtet, für
die Pflege einer herrenlos auf-
gefundenen Katze aufzukom-
men.

Ist sie nicht, sagt jetzt aber
das Verwaltungsgericht. Wohl
nenne imKantonSolothurndas
kantonale Recht auch die Ge-
meindebehörden als Organe
desTierschutzes.Dabei gehees
aberumBaugesucheundande-
re Vorhaben im Zusammen-
hang mit der Tierhaltung,

darüber hinaus würden den
Gemeinden keine Aufgaben
im Rahmen des Tierschutzes
obliegen.

Insbesondere enthalte we-
der die eidgenössische noch
diekantonaleTierschutzgesetz-
gebung eine Verpflichtung der
Gemeinden, für Kosten der
medizinischenVersorgungund
Unterbringung von auf ihrem
Gebiet aufgefundenen Katzen
aufzukommen.

Die Argumentation, die
beklagte Gemeinde müsse
allein wegen ihrer Funktion
als öffentliches Fundbüro
für eine entsprechende Forde-
rung aufkommen, bezeichnet
das Verwaltungsgericht als
«gesucht». «Brombeeri» sei
der Gemeinde nie zur Aufbe-

wahrung übergeben worden,
ebenso wenig habe sie der
Tierklinik den Auftrag erteilt,
das Büsi medizinisch zu ver-
sorgen.

Washätte sonstmit«Brom-
beeri»geschehensollen?
DieKlagewirdalsunbegründet
abgewiesen und der Tierklinik
werdenzusätzlichnochVerfah-
renskosten von 1000 Franken
auferlegt. Was im konkreten
Fall ein alternatives Vorgehen
gewesen wäre, bei dem die
Tierklinik nicht auf ihren Kos-
ten sitzen bliebe, dazu äussert
sich dasGericht nicht.

Hätte man «Brombeeri»
einfach ihrem Schicksal über-
lassen sollen? ImNachbarkan-
tonAargauweitete sichein sol-

cher Fall vor Jahren zurmittle-
ren Staatsaffäre («Büsi-Gate»)
aus, als die Staatsanwaltschaft
eine Strafuntersuchungwegen
Tierquälerei gegen zwei Poli-
zisten eröffnete, die sich nicht
weiter um eine angefahrene
Katze gekümmert hatten,
nachdem diese vom «Tatort»
weggehumpelt war.

DiePolitik drohtemit einer
KürzungdesStellenetats fürdie
Staatsanwaltschaft, die zustän-
dige Staatsanwältin musste in
den Ausstand treten, das Ver-
fahren gegen die Polizisten
wurde schliesslich eingestellt,
der in die Kritik geratenen
Staatsanwältin aber auchattes-
tiert, mit der Einleitung der
Strafuntersuchung korrekt ge-
handelt zu haben.


